
Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre gemäß § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, 
§ 127 AktG, § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz 

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122 Abs. 
2 AktG i.V.m. § 1 Abs. 3 Satz 4 COVID-19-Gesetz  

Aktionäre, deren Anteile zusammen fünf Prozent des Grundkapitals oder den anteiligen 
Betrag von EUR 500.000,00 (dies entspricht 500.000 Stückaktien) erreichen, können 
verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung der Hauptversammlung gesetzt und 
bekannt gemacht werden.  

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der 
Gesellschaft mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum 
Ablauf des 29. Mai 2021, 24:00 Uhr MESZ, zugehen.  

Wir bitten, entsprechende Verlangen an folgende Adresse zu richten: 

Vorstand der DF Deutsche Forfait Aktiengesellschaft 
c/o Deutsche Forfait GmbH 
Kattenbug 18 – 24 
50667 Köln 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden – soweit dies nicht 
bereits mit der Einberufung geschehen ist – unverzüglich nach Zugang des Verlangens 
im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung 
zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der 
gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter  

http://www.dfag.de/investor-relations/hauptversammlung 

im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/Hauptversammlung 2021 
zugänglich gemacht. Die geänderte Tagesordnung wird zusammen mit der Einberufung 
der Hauptversammlung nach § 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitgeteilt. Die gleiche 
Mitteilung hat der Vorstand den Aktionären zu machen, die es verlangen oder zu Beginn 
des 21. Tages vor der Versammlung als Aktionär im Aktienregister der Gesellschaft 
eingetragen sind. 

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes 
(„AktG“) lauten wie folgt: 

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit (Auszug)  

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 
Euro erreichen, verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt 
und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine 
Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im Sinne 
des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 



Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag 
des Zugangs ist nicht mitzurechnen.  

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur 
Beschlussfassung (Auszug)  

(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der 
Einberufung oder andernfalls unverzüglich nach Zugang des Verlangens 
bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zudem gilt bei 
börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. 
Bekanntmachung und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der 
Einberufung zu erfolgen. 

§ 125 AktG Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder 
(Auszug) 

(1) Der Vorstand einer Gesellschaft, die nicht ausschließlich Namensaktien 
ausgegeben hat, hat die Einberufung der Hauptversammlung mindestens 21 
Tage vor derselben wie folgt mitzuteilen:  
 
1. den Intermediären, die Aktien der Gesellschaft verwahren, 
 
2. den Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und 
 
3. den Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt haben 
oder die in der letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 
 
Der Tag der Mitteilung ist nicht mitzurechnen. Ist die Tagesordnung nach 
§ 122 Abs. 2 zu ändern, so ist bei börsennotierten Gesellschaften die 
geänderte Tagesordnung mitzuteilen. In der Mitteilung ist auf die 
Möglichkeiten der Ausübung des Stimmrechts durch einen 
Bevollmächtigten, auch durch eine Vereinigung von Aktionären, 
hinzuweisen. Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur 
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in 
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu 
ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

 
(2) Die gleiche Mitteilung hat der Vorstand einer Gesellschaft, die 

Namensaktien ausgegeben hat, den zu Beginn des 21. Tages vor der 
Hauptversammlung im Aktienregister Eingetragenen zu machen sowie den 
Aktionären und Intermediären, die die Mitteilung verlangt haben, und den 
Vereinigungen von Aktionären, die die Mitteilung verlangt oder die in der 
letzten Hauptversammlung Stimmrechte ausgeübt haben. 

 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG  

Aktionäre können Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat 
zu bestimmten Punkten der Tagesordnung gemäß § 126 Abs. 1 AktG sowie Vorschläge 



zu Wahlen gemäß § 127 AktG übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind 
ausschließlich an eine der folgenden Kontaktmöglichkeiten zu richten:  

Per Post: 
DF Deutsche Forfait Aktiengesellschaft 
Investor Relations 
c/o DF Deutsche Forfait GmbH 
Kattenbug 18 – 24  
50667 Köln 

 
per Telefax an: 
Telefax: +49 221 790761063 
 
per E-Mail an: 
hauptversammlung@dfag.de 

Anderweitig adressierte Anträge oder Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Rechtzeitig, d. h. bis zum Ablauf des 14. Juni 2021, 24:00 Uhr MESZ, unter einer der 
vorstehenden Kontaktmöglichkeiten eingegangene und zugänglich zu machende 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge werden den Aktionären einschließlich des Namens 
des Aktionärs sowie der Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

http://www.dfag.de/investor-relations/hauptversammlung 
 

im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/Hauptversammlung 2021 
unverzüglich zugänglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden 
ebenfalls dort veröffentlicht.  

Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. eines Wahlvorschlags sowie deren 
etwaigen Begründungen kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG (in 
Verbindung mit § 127 Satz 1 AktG) genannten Voraussetzungen absehen. Ein 
Wahlvorschlag nach § 127 AktG braucht nicht begründet zu werden. 

Die etwaige Begründung eines Gegenantrags bzw. die etwaige Begründung eines 
Wahlvorschlags braucht beispielsweise nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 
insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Einen Wahlvorschlag braucht der Vorstand 
nach § 127 Satz 3 AktG ferner z.B. dann nicht zugänglich zu machen, wenn der 
Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG und § 125 Abs. 1 Satz 5 
AktG enthält.  

Die Gesellschaft wird ordnungsgemäß gestellte, zulässige und rechtzeitig bei der 
Gesellschaft eingegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge so behandeln, als ob sie 
in der virtuellen Hauptversammlung mündlich gestellt worden wären. Nach Ablauf des 
14. Juni 2021, 24:00 Uhr (MESZ), bei der Gesellschaft eingehende Gegenanträge und 
Wahlvorschläge werden nicht mehr veröffentlicht und gelten damit nicht als gestellt. 
Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Gegenanträge oder 
Wahlvorschläge gestellt werden. 



Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die 
auch bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zugänglichmachen von 
Gegenanträgen und Wahlvorschlägen abgesehen werden kann, lauten wie folgt: 

§ 126 Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in 
§ 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen 
zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der 
Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von 
Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit 
Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. 
Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften 
hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. 
§ 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich 
gemacht zu werden,  

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen 
würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen 
Beschluss der Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche 
oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des 
Aktionärs bereits zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach 
§ 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher 
Begründung in den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei 
Hauptversammlungen der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht 
worden ist und in der Hauptversammlung weniger als der zwanzigste Teil 
des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung 
nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei 
Hauptversammlungen einen von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht 
gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 
insgesamt mehr als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 
Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 
zusammenfassen. 



§ 127 Wahlvorschläge von Aktionären (Auszug) 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Abschlussprüfern gilt § 126 
sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. Der 
Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 3 und § 125 
Abs. 1 Satz 5 enthält. 

§ 124 Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur 
Beschlussfassung (Auszug)  

(3) Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung 
beschließen soll, haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der Aufsichtsrat, in der 
Bekanntmachung der Tagesordnung Vorschläge zur Beschlussfassung zu 
machen. Bei Gesellschaften, die kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des 
Handelsgesetzbuchs, die CRR-Kreditinstitute im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 
1 des Kreditwesengesetzes, mit Ausnahme der in § 2 Absatz 1 Nr. 1 und 2 des 
Kreditwesengesetzes genannten Institute, oder die Versicherungsunternehmen 
im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 91/674/EWG sind, ist der 
Vorschlag des Aufsichtsrats zur Wahl des Abschlussprüfers auf die Empfehlung 
des Prüfungsausschusses zu stützen. Satz 1 findet keine Anwendung, wenn die 
Hauptversammlung bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach § 6 des 
Montan-Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvorschläge gebunden ist, oder wenn 
der Gegenstand der Beschlussfassung auf Verlangen einer Minderheit auf die 
Tagesordnung gesetzt worden ist. Der Vorschlag zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, ausgeübten Beruf und 
Wohnort anzugeben. Hat der Aufsichtsrat auch aus Aufsichtsratsmitgliedern der 
Arbeitnehmer zu bestehen, so bedürfen Beschlüsse des Aufsichtsrats über 
Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nur der Mehrheit der 
Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre; § 8 des Montan-
Mitbestimmungsgesetzes bleibt unberührt. 

§ 125 Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder 
(Auszug)  

(1) ... Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich 
zu bildenden Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in 
vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 
Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. 

Fragerecht der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 

Auf Grundlage des COVID-19-Gesetzes sind die Aktionäre im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung berechtigt, Fragen zu stellen.  

Die Fragemöglichkeit der ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten wird ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation 
über einen gesonderten Bereich innerhalb des Aktionärsportals auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter  



http://www.dfag.de/investor-relations/hauptversammlung 

im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/Hauptversammlung 2021 
eingeräumt. 

Jeder ordnungsgemäß angemeldete Aktionär oder sein Bevollmächtigter kann der 
Gesellschaft bis 27. Juni 2021, 24:00 Uhr, Fragen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung über das auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

http://www.dfag.de/investor-realtions/hauptversammlung 

im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/Hauptversammlung 2021 
erreichbare Aktionärsportal gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren übermitteln. 
Während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden.  

Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz entscheidet der Vorstand nach 
pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er die Fragen beantwortet. Er kann dabei 
insbesondere Fragen zusammenfassen. Fragen in Fremdsprachen werden nicht 
berücksichtigt. Der Vorstand behält sich vor, wiederholt auftretende Fragen in 
allgemeiner Form vorab auf der Internetseite der Gesellschaft zu beantworten. Der 
Vorstand kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind; dazu hat sich 
der Vorstand, wie vorstehend beschrieben, entschieden.  

Die diesem Fragerecht zugrunde liegenden Regelungen werden im Anschluss an die 
nachfolgende Erläuterung zur Erklärung von Widersprüchen zu Protokoll dargestellt. 

Erklärung von Widersprüchen zu Protokoll  

Die Möglichkeit der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten, die ihr Stimmrecht 
ausgeübt haben, Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 
einzulegen, wird ausschließlich im Wege der elektronischen Kommunikation 
eingeräumt.  

Jeder ordnungsgemäß angemeldete Aktionär oder sein Bevollmächtigter kann über 
einen gesonderten Bereich innerhalb des über die Internetseite 

http://www.dfag.de/investor-relations/hauptversammlung 

im Bereich Investor Relations/Hauptversammlung/Hauptversammlung 2021 
erreichbaren Aktionärsportals dem amtierenden Notar gegenüber bis zur Beendigung 
der virtuellen Hauptversammlung durch den Versammlungsleiter Widerspruch zur 
Niederschrift gemäß § 245 Nr. 1 AktG gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 
erklären. Die Widerspruchsmöglichkeit besteht von Beginn der Hauptversammlung an 
bis zu deren Ende.  

Die Gesellschaft weist nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen 
entgegennehmen.  



Die der oben dargestellten Fragemöglichkeit der Aktionäre und der Möglichkeit zur 
Erklärung von Widersprüchen zu Protokoll zugrunde liegenden Regelungen lauten wie 
folgt: 

§ 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz (in der Fassung gemäß Art. 11 des Gesetzes 
zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur 
Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, 
Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und 
Pachtrecht vom 22. Dezember 2020) 

 (2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle 
Hauptversammlung abgehalten wird, sofern 

  1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

 2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische 
Kommunikation (Briefwahl oder elektronische Teilnahme) sowie 
Vollmachtserteilung möglich ist, 

 3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen 
Kommunikation eingeräumt wird, 

 4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, 
in Abweichung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht 
auf das Erfordernis des Erscheinens in der Hauptversammlung eine 
Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung eingeräumt wird. 

 Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er 
Fragen beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen 
Tag vor der Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation 
einzureichen sind. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 
126 oder§ 127 des Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als in 
der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den 
Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 
Hauptversammlung angemeldet ist. 

 


